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Diesem Anfang wohnte ein Zauber inne. Seit 
gut einem halben Jahr ist Boris Pistorius der 20. 
Verteidigungsminister der Bundesrepublik. Bin-
nen kürzester Frist wurde er zu Deutschlands 
beliebtestem Politiker. Er sieht aus wie ein Ver-
teidigungsminister, spricht wie einer, kennt die 
Dienstgrade, und nach drei Vorgängerinnen ist 

mit ihm jetzt wieder mal ein Mann dran. Seine 
Popularität lebt nicht zuletzt vom Kontrast.

Dass frühe Höhenflüge allerdings auch gefährlich 
sein können, wird der erfahrene Kommunal- und 
Landespolitiker wissen. Sympathische Hoffnungs-
träger wie Martin Schulz oder Karl-Theodor zu Gut-

Geld reicht nicht, Personal reicht nicht,  
Reform muss!



tenberg (oder vielleicht gerade Robert Habeck) ver-
glühten, bevor sie echten Ruhm ernten konnten.

Leicht ist Pistorius‘ historische Aufgabe wahrlich 
nicht. Für die Regierung Scholz dürfte das erste 
Jahr der deutschen „Zeitenwende“-Politik mit ei-
ner bemerkenswert ungeeigneten Verteidigungs-
ministerin als grandios vergeudet gelten. Um so 
schneller muss nun der Krisennachrücker Pistori-
us liefern. Überfällige Entscheidungen zu Umglie-
derung und Wiederbewaffnung der Bundeswehr 
müssen sich vor der nächsten Bundestagswahl 
2025 spürbar auswirken.

Die Maßstäbe für „spürbar auswirken“ ergeben 
sich a) aus den von Deutschland akzeptierten For-
derungen der Nato – sie wieder nicht zu erfüllen, 
wäre eine aussenpolitische Bankrotterklärung – 
und b) aus der Stimmung in der Truppe: Wieder 
hohe Erwartungen zu wecken, um sie dann zu 
enttäuschen, würde zu Frustration und innerer 
Kündigung führen.

Illusionen über die schwierige Ausgangslage 
macht sich nach dem Lambrecht-Abgang vermut-
lich niemand mehr im Bendlerblock: Das Geld wird 
nicht reichen. Das Personal wird nicht reichen. 
Und die alten Organisationsstrukturen fressen 
jeden Tag zusätzliches Geld und fordern zusätz-
liches Personal für nichts. Ohne Reform blieben 
weite Teile der Bundeswehr dysfunktional.

Nun gibt es jedenfalls Extra-Geld, aber die Kerze 
wird von beiden Seiten gleichzeitig abgebrannt. 
Auf der einen Seite ersetzt das Sondervermögen 
mehr und mehr den schrumpfenden Beschaf-
fungsanteil im gedeckelten regulären Verteidi-
gungshaushalt. Auf der anderen Seite verzehren 
Zinsen, Inflation und das teure Herumdoktern an 
Fehlern der Vergangenheit (Puma, Hubschrauber) 
zu viel Substanz.

Bleibt die Hoffnung auf den grossen Sprung des 
Verteidigungsetats nach Ausschöpfung der Extra-
Mittel, etwa 2028. Dann wären von jetzt auf gleich 
um die 25 Milliarden Euro zusätzlich für Verteidi-
gung zu veranschlagen. Sie müssten an anderer 
Stelle im Haushalt eingespart werden. Aber wie 
realistisch ist das? Und wen träfe es?

Im Moment jedoch ist nicht Geldfinden, sondern 
Geldausgeben Pistorius‘ Hauptproblem. Um 2024 
endlich die Zwei-Prozent-Marke zu erreichen, sol-
len im kommenden Jahr 20 Milliarden aus dem 
Sondervermögen abfliessen (dieses Jahr 8 Mil-
liarden). Wer in der Vergangenheit verfolgt hat, 
wie schwer sich Ministerium und Beschaffungs-
amt regelmässig mit dem Mittelabfluss tun (2022 
blieben zwei von zehn Milliarden, die für RüInvest 
im regulären Haushalt standen, liegen), wird die 
Aufgabe des Mehr-Geld-Ausgebens nicht für ba-
nal halten. Erste Reformideen zur Verfahrensbe-
schleunigung sind in Umsetzung. Und die Entlas-
tung der Koblenzer Behörde vom MatErhalt wäre 
sehr wünschenswert. Besser gestern als morgen!

Bisher öffentlich wenig diskutiert, aber potenziell 
dramatisch entwickelt sich die Personallage der 
Bundeswehr. Während einzelne Organisations-
bereiche weiterhin ungeniert zusätzliche Dienst-
posten für weitere Vakanzen fordern, bricht die 
Zahl der Neueinstellungen in wichtigen Bereichen 
stark ein. Schon das schwache Ist bröckelt. Das 
Soll zu erhöhen, scheint da abstrus.

Von der demographischen Entwicklung ist keine 
Rettung zu erwarten. Helfen kann gewiss die De-
zentralisierung der Personalwerbung (und -ein-
stellung), wird aber nicht sofort Wunder bewirken. 
Deshalb sollte man sich ehrlich machen und mit 
einer realistischen Zahl von Zeit- und Berufssolda-
tinnen und -soldaten kalkulieren. Hohle Struktu-
ren schrecken nicht ab.

Eine innere Strukturreform kann dagegen viel mi-
litärisches Personal für militärische Kernaufgaben 
frei machen. Weniger Stäbe, mehr Truppe! Schluss 
mit Doppel- und Anti-Arbeit! Und: Verwendung 
von ehemaligen Zeitsoldaten in zivil umgewan-
delten Funktionen der Verwaltung, Ausbildung 
und technischen Unterstützung!

Im Verteidigungsministerium mag es Tendenzen 
geben, auch den neuen Minister auszusitzen und 
abzuwettern. Es wäre nicht das erste Mal. Selbst 
im Dysfunktionalen kann man sich gemütlich ein-
richten. Nicht jeder propagiert Veränderung. Man-
che warnen vor „zu viel Reform“. Andere mahnen, 
dass man nicht alles gleichzeitig angehen könne. 

  Gesellschaft für Sicherheitspolitik e.V.  -  GSP-Einblick*   17. August 2023                                                           2  



Nur keine „Unruhe“ in die Truppe tragen, scheint 
hier die Devise zu sein.
Die Truppe allerdings erwartet umfassende Ver-
besserungen. Und ohne durchgreifende Reform 
der Strukturen wird Verbesserung nicht zu haben 
sein. Analysen, Konzepte und Pläne liegen vor, ei-
gentlich entscheidungsreif. Je länger man wartet, 
je kleinteiliger die Gefechte um Referatsgrenzen 
und Dotierung werden, desto grösser das Risiko, 
dass am Ende schon das Klein-Klein mit der Re-
form verwechselt wird.

Pistorius‘ Zusage für die Litauen-Brigade könnte 
paradigmatisch für einen neuen „Zeitenwende“-

Stil stehen: Politische Entscheidungen ziehen 
militärische Ausplanungen nach sich, nicht um-
gekehrt. So war es auch mit den Kanzler-Ent-
scheidungen zur nuklearen Teilhabe, zum Son-
dervermögen und zum Raketenabwehrschirm. 
Im englischen Fussball heisst diese Methode, das 
Leder nach vorn zu spielen, „kick and rush“. Wenn 
es ernst wird, ist das allemal besser, als den Ball in 
der eigenen Hälfte hin und her zu schieben.

Dieser Artikel erschien ebenfalls als Kolumne in 
der Europäische Sicherheit & Technik am 31. Juli 
2023.
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Die GSP ist die älteste und größte sicherheitpoliti-
sche Vereinigung Deutschlands und bundesweit 
sowie in vielen Schichten der Gesellschaft präsent.  
Mit über 6000 Mitgliedern in sieben Landesbereichen 
und über 70 Sektionen diskutieren und vermitteln wir 
Sicherheitspolitik deutschlandweit - gehaltvoll, sach-
kundig, parteiunabhängig, ideologiefrei, bunt und 
mit Herzblut.

Präsident der GSP und presserechtlich verantwortlich ist 
Dr. Hans-Peter Bartels.

Abonnieren Sie auch unsere Social-Media-Kanäle 
und unseren You-Tube-Kanal !
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